
DIE SPITZE

Sinn statt Verstand
Unser »klügster Wirt-
schaftsprofessor« (findet die
»Bild-Zeitung«) Hans-Werner
Sinn schreibt in der »Zeit«
über die »dunkle Seite des
Exportbooms: Stagnation
und Massenarbeitslosigkeit
in der Binnenwirtschaft«.
Doch nicht etwa mangelnde
Kaufkraft ist das  Problem.
Sinn weiß es besser: Die 
Gewerkschaften und zu 
hohe  Löhne haben uns in
den Exportboom getrieben. 
Be  sonders »haushaltsnahe
Dienstleister« wie Gärtner
und Zugehfrau seien zu teu-
er geworden. Solch über-
sinnliche Weisheit braucht
natürlich keine Zahlen oder
schnöde internationale Ver-
gleiche. Schauen wir Irdi-
schen dennoch beispiels-
weise mal auf das auch ohne
Exportrekorde blühende Dä-
nemark und seine boomen-
de Binnennachfrage: »Sinn-
gemäß« kann dies keines-
falls der Verdienst der seit
Jahren kräftig steigenden
Löhne sein – wie Gewerk-
schaften behaupten. Viel-
mehr scheint es in Dänemark
ein buntes Völkchen billigs -
ter Dienst boten, Lumpen-
sammler  und Kippenverkäu-
fer zu geben – viel genügsa-
mer als die von den Gewerk-
schaften kontrollierten,
sündhaft überbezahlten Fri-
seure, Wachleute und Kurie-
re in Deutschland. Sinn weis-
sagt: Niedriglöhne müssen
hier her. Dann werden wir
nicht mehr »Vizeschluss-
licht« sein. Was es wohl
braucht, ihm in solche über-
sinnliche Sphären zu folgen?
Sinn statt Verstand.
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AKTIONEN GEGEN RENTE MIT 67

Appell an Regierung

Inhalt

In den Betrieben brodelt es.
Zehntausende Beschäftigte haben
in den vergangenen Tagen gegen
die geplante längere Lebensar-
beitszeit protestiert.
Diese Woche ging es weiter mit den
Aktionen, auch die Beschäftigten
in den großen Automobilbetrieben
standen auf. Allein bei Opel in
 Rüsselsheim protestierten am 
30. Januar 4000 Beschäftigte der
Frühschicht. Jürgen Peters, Erster
Vorsitzender der IG Metall, unter-
stützte die Metallerinnen und Me-
taller: »Die Ignoranz der Großen
Koalition treibt die Menschen auf
die Straße. Ich appelliere an die
Bundesregierung, diesen Unmut
nicht zu überhören.«

Währenddes steigt der Druck auf
die Koalition. Zumal auch sämt -
liche Umfragen der IG Metall 
der geplanten Rentenreform eine
vernichtende Absage erteilen:
In Nordrhein-Westfalen lehnen 

97 Prozent der Befragten die Rente
mit 67 ab, im Bezirk Berlin-Bran-
denburg-Sachsen sind es 95,7 Pro-
zent.   

Die SPD-Fraktion im niedersäch-
sischen Landtag hat die Landesre-
gierung inzwischen auch zu einer
Gesetzesinitiative im Bundesrat
aufgefordert. Sie soll die Altersteil-
zeit fortsetzen. Ansonsten, heißt
es in der Begründung, drohten
»mas sive finanzielle Einbußen am
Lebensabend«.

Die IG Metall fordert einen 
flexiblen Zugang zur Rente auch
vor 65, eine Verlängerung des
 Altersteilzeitgesetzes sowie die
schrittweise Einbeziehung aller
 Erwerbstätigen in die gesetzliche
Rentenversicherung.

Am 1. März steht im Bundestag
die zweite und dritte Lesung des
Gesetzes an, die abschließende
Behandlung im Bundesrat ist auf
den 30. März terminiert.  

31. Januar 2007
D 13470
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Deutschlands Arbeitskosten liegen im europäischen Mittelfeld, so
das Ergebnis einer Studie des Institut für Makroökonomie und Kon-
junkturforschung. 
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H o l z  u n d  K u n s t s t o f f

»Alles wird teurer! Wir auch!«

direkt gefragt:

So ist der Lohnanteil am Umsatz in
der Möbelindustrie mit 16,5 Pro-
zent genauso niedrig wie in der Me-
tallindustrie. 

Die Löhne hinken seit Jahren hin-
ter denen anderer Industriebran-
chen her. Verglichen mit dem Jahr
2000 hat ein durchschnittlicher 
Industriearbeiter heute im Monat
382 Euro mehr in der Tasche, ein
Holzarbeiter nur 115 Euro.

Am 19. Januar versammelten sich
rund 800 Holz-Beschäftigte auf
dem Kölner Messegelände, um für
höhere Löhne zu demonstrieren.
Dort war gerade die Internationale
Möbelmesse. Auf einem Transpa-
rent stand: »Alles wird teurer! Wir
auch!« Die Unternehmen könnten
es verkraften. Denn die Aussichten
für dieses Jahr sind nicht schlecht.
Das Ifo-Institut rechnet mit 2,5 Pro-
zent Wachstum.

2

Am 6. Februar empfiehlt der 
IG Metall-Vorstand nicht nur die 
Tarifforderungen für die Metallin-
dustrie, sondern auch für die Holz-
und Kunststoffindustrie. 
Das Holzgewerbe lebt von der 
Inlandsnachfrage. Im vergangenen
Jahr sorgte die nach 10 mageren
Jahren wieder  starke Baukonjunk-
tur dafür, dass die Nachfrage nach
Fertigbauteilen, Bauplatten, Fen-
stern und Türen stark zunahmen.

Aber auch die Zulieferer der 
Möbelindustrie verbuchten ein
deutliches Plus bei den Auftrags-
eingängen. 2006 lag das durch-
schnittliche Wachstum in der Holz-
branche bei 9 Prozent. Das war der
höchste Wert seit der Wiederverei-
nigung. Spitzenreiter waren die
Sägewerke mit einem Umsatz plus
von mehr als 15 Prozent.

Die Produktivität legte 2006 um 
4 Prozent zu. Die Stundenlöhne
sind dagegen seit Jahren rückläufig 
( 2006: minus 1,7 Prozent). Die bei-
den Faktoren führten dazu, dass
die Lohnstückkosten 2006 um 
5,5 Prozent schrumpften. Die 
Löhne fallen bei den Gesamt-
kosten immer weniger ins Gewicht.

»Lange Zeit hat das Geschäft mit der Angst funktio-
niert. Die Beschäftigten haben viel geschluckt. Aber
jetzt ist das Maß voll. Seit 1998 haben wir keinen Lohn-
zuwachs gehabt. Und bei der Arbeitszeit sind wir so 
flexibel, wie es nur geht. Ich bin sehr optimistisch, dass
die Kollegen für ihre Forderungen auch vors Tor gehen.
Schon vor der Tarifrunde ist es uns gelungen, 25 neue
Mitglieder zu gewinnen – die Beschäftigten sehen,
dass sie die IG Metall brauchen.«

Olaf Wolpers, BR-Vorsitzender, Hüppe, Bad Zwischenahn

»Die wirtschaftliche Lage unseres Werks ist hervor-
ragend. Innerhalb des Konzerns sind wir am produk -
tivs ten und machen die höchsten Gewinne. Aber mehr
Bezahlung? Das ist nicht drin, heißt es. Wir fordern,
dass endlich das Tarifgefälle zwischen West und Ost
aufgehoben wird. Die Kollegen wollen sich diese Unge-
rechtigkeit nicht länger gefallen lassen. Wir werden
uns in die Tarifrunde richtig reinknien – die Bereit-
schaft dazu ist riesig.«
Detleff Bill, Betriebsratsvorsitzender, Glunz, Nettgau/
Sachsen-Anhalt

»Seit Mitte vergangenen Jahres machen wir ständig
Überstunden, weil wirklich sehr viel zu tun ist. Die 
Situation der Firma hat sich gegenüber den Vorjahren
sehr verbessert. Es wird wieder mehr investiert – das
ist auch bei Büromöbeln deutlich spürbar. An dem Auf-
schwung will die Belegschaft natürlich beteiligt 
werden. Als Alleinerziehende weiß ich, wie dringend
die Beschäftigten mehr Geld im Portmonee brauchen.«

Marianne Wippe, Näherin, Wilkhahn, Bad Münder

»Wir waren in den vergangenen Jahren die Stiefkin-
der der Konjunktur. Deshalb haben wir viel Nachholbe-
darf. Nach langer Zeit der Lohnzurückhaltung wollen wir
endlich auch etwas vom Rahm abschöpfen. Deshalb
wird unsere Forderung ähnlich hoch sein wie in der 
Metall- und Elektroindustrie. Die Gelegenheit ist gut, da
die Wirtschaft boomt. Die Auslastung ist ausgezeichnet,
und wir sind sehr gut beschäftigt.«
Klaus Lippoth, Betriebsratsvorsitzender, Nolte, 
Germersheim

»Wegen interner Probleme in der Firmengruppe
steht unser Werk im Moment nicht so gut da. Wir sind
ein Zulieferbetrieb und sind stark abhängig von den
Forderungen unserer Kunden. Häufig werden die 
Löhne mit Verspätung gezahlt. Aus diesem Grund ist
die Belegschaft doch sehr verärgert. Auch wenn sich
fast alle Kollegen Sorgen um ihre Arbeitsplätze ma-
chen, werden sie bestimmt an Aktionen in der Tarifrun-
de teilnehmen. Die Leute haben einfach die Nase voll.«

Goldie  Kupris, stellv. BR-Vorsitzende, Pur Profile, Recke

Nicht nur in der Metallindustrie steht eine spannende
Tarifrunde an. Auch in der Holz- und Kunststoffindus -
trie wird um höhere Löhne und Gehälter verhandelt.

Mit welchen Erwartungen geht ihr in die
Tarifrunde Holz und Kunststoff?

Tariffahrplan
36. Februar: IG Metall-Vorstand emp-
fiehlt Tarifforderungen.
326. Februar: IG Metall-Vorstand 
beschließt Tarifforderungen.
3April: Verhandlungen beginnen.

T e x t i l

Auftakt im Osten
5 Prozent mehr Geld fordert die Ta-
rifkommission für die rund 
17000 Beschäftigten in der ost-
deutschen Textilindustrie. Außer-
dem: mehr Qualifizierung und Ver-
längerung des Altersteilzeit-Tarif-
vertrags. Am 6. Februar beschließt
der Vorstand die Forderungen. Die
Verhandlungen beginnen am 27.
Februar in Chemnitz. Die Friedens-
pflicht endet am 31. März. In West-
deutschland wird erst wieder 
Anfang 2008 verhandelt.

M i n d e s t l o h n

CDU blockiert
Nach wie vor gibt es keine Annähe-
rung der Koalitionspartner beim
Thema Mindestlohn. Arbeitsmini-
ster Franz Müntefering spricht sich
für die Ausdehnung des Mindest-
lohns auf weitere Branchen – nach
dem Vorbild des Entsendegesetzes
beim Bau – aus. Die Union
blockiert bisher eine gesetzliche
Regelung des Mindestlohns aus
ideologischen Gründen. Im März
will der Koalitionsausschuss er-
neut über den Mindestlohn tagen.
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Die »Bild«-Zeitung hat sich auf die
gesetzliche Rente eingeschossen.
»Alte kassieren! Junge zahlen nur
drauf! Retten Sie jetzt ihre Rente!«
So und ähnlich titelt »Bild« in ihrer
Kampagne gegen die gesetzliche
Rente. Mit einer »Schock-Tabelle«
des  Wirtschaftsprofessors Peter
Oberender präsentiert das Blatt
Berechnungen, die belegen sollen:
»Wer jünger ist als 45, zahlt
drauf.«
Der Vorsitzende der Jungen Union,
Philipp Mißfelder durfte in der
»Bild« behaupten: »Langfristig
müssen sich die Jungen darauf ein-
stellen, noch länger zu arbeiten.
Die Rente mit 70 wird kommen.« 

Die Panikmache mit der angebli-
chen Minus-Rente hat Kalkül. 
Dahinter stehen Interessen der
Versicherungswirtschaft, die mit
privater Altersvorsorge ihren
Reibach machen will. Und auch die
Initiative Neue Soziale Marktwirt-
schaft (INSM) kocht bei der Kampa-
gne ihr eigenes Süppchen. Die Bot-
schaft der Propaganda: 
3Das System der gesetzlichen
Rente ist am Ende.  
3Wer nicht zusätzlich privat vor-
sorgt, wird im Alter verarmen. 
3Die Jungen sind die Dummen,  sie
bekommen weniger raus, als sie
eingezahlt haben.

Grundlage der »Schockstudie«
von Oberender sind jedoch frag-
würdige Hochrechnungen. Denn
keiner weiß, wie Wirtschafts-
wachstum, Arbeitslosigkeit und
Zinssätze in Zukunft aussehen. 
Experten kritisieren, in der Studie
würden die Kranken-, Pflege-, 
Arbeitslosen- und Rentenversiche-
rung in einen Topf geworfen und
falsche Schlüsse daraus gezogen.  

Lobbyarbeit für die INSM
Hinter dem Gebräu aus Lügen und
Halbwahrheiten in der »Bild«
steckt die Lobbyarbeit von Arbeit-
geberverbänden. Der Autor der
Studie, Peter Oberender, ist im
Hauptberuf staatlich bezahlter Pro-
fessor an der Universität Bayreuth.
Daneben ist er jedoch auch Unter-
nehmensberater, schreibt Gutach-
ten für die Versicherungswirtschaft
und gehört zur Initiative Neue 
Soziale Marktwirtschaft (INSM). 

3

Die INSM ist bekanntermaßen ein
PR-Institut, das von den Arbeitge-
bern der Metallbranche finanziert
wird. Die INSM versteht sich als
Wegbereiter einer radikalen neoli-
beralen Politik. Sie wird von Ge-
samtmetall und den Wirtschafts-
verbänden der Eisen- und Elektro-
industrie jährlich mit 10 Millionen
Euro gesponsort, um eine arbeit-
geberfreundliche Politik durchzu-
setzen. Dabei bedient sie sich 
so genannter Multiplikatoren, um
ihre Botschaften in der Öffentlich-
keit publik zu machen. Einer dieser
Handlanger ist Oberender, der bis-
her als »Gesundheitsexperte« in
Erscheinung getreten ist. Nun 
beackert Oberender im Dienst der
INSM auch das Thema Rente. 

Versteckte Werbung
»Alles spricht dafür, dass die
›Bild‹-Kampagne den Verkauf 
privater Rentenversicherungen 
ankurbeln soll.« Zu dieser Erkennt-
nis kommen kritische Online-Foren
wie »Bildblog« und die »Nach-
denkseiten«. Mit ihrer Kampagne
treibt die »Bild« verunsicherte Bür-
ger in die Hände der Versiche-
rungsbranche. Denn in den Arti-
keln der Boulevardzeitung wird in-
tensiv für Riester-Verträge gewor-
ben, wie sie etwa die Allianz-Versi-
cherung anbietet. 

Der Autor der »Bild«-Serie und
Chef des Wirtschaftressorts, Oliver

3Extranet:
Das Extranet bietet
einen täglichen Info-
dienst. Dieser Dienst
der IG Metall weist
auf Neuigkeiten hin,
empfiehlt interes-
sante Presseartikel,
liefert eine Infogra-
fik, stellt neue
Rechtsentscheidun-
gen vor und enthält
außerdem einen
Servicetipp.

3Als Alternative zur
Rente mit 67 präsen-
tieren DGB, Sozial-
verband Deutschland
und Volkssolidarität
das Konzept für eine
Erwerbstätigenversi-
cherung. 
Die Broschüre zum
Herunterladen unter:
www.extranet.igme
tall.de 3 Themen 3
Soziales  3 Erwerb-
stätigenversicherung 

Santen, war von 2000 bis 2004
Pressesprecher bei der Allianz.
Klickt man durch den Internetauf-
tritt der »Bild« stößt man immer 
wieder auf Anzeigen für Allianz-
Riester-Produkte. Es geht also
nicht um Information der Leser,
sondern vorrangig um die Privati-
sierung sozialer Risiken. Gewinner
sind Arbeitgeber und private Fi-
nanzdienstleister. Mehr Infos zur
»Bild«-Kampagne: 
www.bildblog.de, www.nachdenk
seiten.de, www.lobbycontrol.de

E x t r a n e t

Das Extranet bietet Hintergründe
zur »Bild«-Kampagne, der geplan-
ten Rentenreform und den 
betrieblichen Proteste gegen die
Rente mit 67. 
Vom 22. Januar bis zum 2. Februar
gab es Aktionen in allen Bezirken
gegen die geplanten Änderungen.
Das Extranet, dem Online-Netz für
Aktive der IG Metall, berichtet täg-
lich über die Aktionen. 

Außerdem: Eine Broschüre, die
es auf dem Extranet zum Herunter-
laden gibt, liefert Gegenargumen-

te zu 12 Behauptungen gegen die
gesetzliche Rente. 

Das Extranet bietet darüber hin-
aus Broschüren, Zeitungsartikel,
Bürgerinfos, Falt- und Flugblätter,
Fragebögen, Logos, Cartoons, Pla-
kate, Präsentationen, Reden und
Redebausteine – zum Lesen oder
zum Herunterladen.

Zahlreiche Informationen stehen
auch zu den Themen Arbeitneh-
merrechte, Gesundheitsreform,
Hartz IV sowie der Unternehmens-
steuerreform 67 bereit. 

Informationen zur geplanten Rentenreform

Extranet: extranet.igmetall.de
Erstanmeldung: extranet.igmetall.de/erstanmeldung

Gebräu aus Lügen und Halbwahrheiten
K a m p a g n e  v o n  » B i l d «  u n d  I n s m  z u r  R e n t e  

Quelle: BMAS; *bis 30.09.2006

So verdienen Banken und Versicherungen
an der Riester-Rente – Riester-Verträge (in Millionen)

I m m e r  m e h r  V e r t r ä g e

2001 2002 2003 2004 2005 2006*

7,0

5,6

4,23,9
3,4

1,4

Jahr für Jahr steigt die Anzahl der Verträge für die Riester-
Rente. Die hysterische »Bild«-Kampagne zur Altersvorsor-
ge spült den Anbietern von privaten Rentenversicherungen
noch mehr Geld in die Kassen.
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4

C h r i s t i a n  I w a m o w s k i
Projekt Zeitarbeit der IG Metall Bielefeld

?direkt: Warum werden immer
mehr feste Stellen mit Zeitarbei-
tern besetzt?
3Iwanowski: Bei einfachen Tätig-
keiten ist das Motiv: Flucht aus
dem Tarifvertrag, Lohndumping,
durch Mischkalkulation Kostenvor-
teile erzielen. Bei großen Auftrags-
schwankungen steht das Just-in-
 Time-Prinzip im Vordergrund: Das
Personal wird der Auftragslage 
angepasst, unter Umgehung des
Kündigungsschutzes.

?direkt: In eurem Projekt beratet
ihr Betriebsräte im Umgang mit
Leiharbeitern. Worum geht’s da?
3Iwanowski: Unser Ziel ist es,
dass sie sie genauso betreuen wie
die Stammbelegschaften. Sie sol-
len ihre Mitbestimmungsmöglich-
keiten nutzen, die sie zum Beispiel
nach § 99 Betriebsverfassungsge-
setz, bei Einstellungen haben. Und
mit Argusaugen darüber wachen,
dass die Arbeitssicherheits-Vor-
schriften eingehalten werden. Sie
sollten dem Arbeitgeber das Leben
so schwer machen, dass er bereit
ist, eine Betriebsvereinbarung 
abzuschließen. Wo wir so etwas
hinbekommen, ist das Verhältnis
zwischen Stammbelegschaften
und Leiharbeitnehmern meist 
erheblich entspannter.

?direkt: Was soll in einer solchen
Vereinbarung drin stehen?
3Iwanowski: Am wichtigsten ist,
dass der Betriebsrat sich vorher
darüber im Klaren ist, welche Rolle
Zeitarbeit in seinem Betrieb spielt.
Unter welchen Bedingungen er sie
akzeptieren will. Es gibt Vereinba-
rungen, in denen Quoten festge-
schrieben sind. Oder feste Kopf-
zahlen. Oder dass Zeitarbeit nur in
bestimmten Arbeitsbereichen 
zugelassen ist. Weitere Regelungs-
punkte sind, wie lange sie bleiben
– um zu verhindern, dass Dauerar-
beitsplätze mit Zeitarbeitern 
besetzt werden, welche Zeitar-
beitsfirmen zum Zuge kommen
dürfen und bei Leistungslohn: dass
der Lohnunterschied nicht zu groß
wird. Wo Betriebsräte stark sind,
sollten sie natürlich gleiche Bezah-
lung durchsetzen.

3 Im Gespräch

Hintergrundinfos 
zum Urteil über das

Tragen des durchge-
strichenen Haken-

kreuzes: 
www.dagegen-

bleiben.de 

direkt  2/2007

J u g e n d

3»Wir machen uns strafbar« war
eine Parole auf der 20. Jugendkon-
ferenz der IG Metall Ende Januar
im Bildungszentrum Sprockhövel.
Sinn der Sache: ein durchgestri-
chenes Hakenkreuz sichtbar tra-
gen, um gegen Rechtsextremis-
mus zu demonstrieren. Das war im
vergangenen Herbst vom Stuttgar-
ter Landgericht unter Strafe 
gestellt worden. Ein Händler, der

entsprechende Anstecker und 
T-Shirts anbot, war zu einer Geld-
buße verurteilt worden. Auf der 
Jugendkonferenz konnten die Teil-
nehmer »Gesicht zeigen« und sich
mit dem mit dem durchgestriche-
nen Symbol fotografieren lassen.
Fotos sind im Internet zu finden:
www.jugend.igmetall.de 
Im Internet gibt es auch Informa-
tionen über die Konferenz. 

F ü r  M ä n n e r  v o m  F a c h

Quelle: IAB 2006, 
© Hans-Böckler-Stiftung 2006

Unter den Leihar-
beitnehmern (oder

Zeitarbeitnehmern)
überwiegen die

Männer. Entgegen
gängigen Vorstel-

lungen sind die
meisten von ihnen
inzwischen qualifi-

zierte Fachkräfte.
Über 4 Prozent sind
sogar Hochschulab-

solventen. Nur gut
20 Prozent sind 

gering Qualifizierte. 

Darunter leiden auch die Stamm-
belegschaften, die verschärftem
Lohn- und Leistungsdruck ausge-
setzt sind. Wenn ein immer 
größerer Teil der Belegschaft nur 
befristet im Betrieb ist und die 
Tarifverträge für sie nicht gelten,
wird es immer schwieriger, Tarif-
verträge und leistungsgerechte
Entlohnung durchzusetzen und so-
ziale Standards zu erhalten. Die
Belegschaften werden verunsi-
chert. Fest Angestellte fürchten,
bald die Nächsten zu sein, die ent-
lassen werden und als Leiharbeiter
zurückkehren. Das schwächt die
gewerkschaftliche Kampfkraft.

Spaltung verhindern
In einer Reihe von IG Metall-Ver-
waltungsstellen gibt es inzwischen
Arbeitskreise, zum Beispiel in
Augsburg, Berlin, Bielefeld, Han-
nover und Leipzig. Ziel: der Spal-
tung der Belegschaften in 
Arbeitnehmer 1. und 2. Klasse ent-
gegenzuwirken. Sie wollen Zeitar-
beitnehmer besser informieren,
sie unterstützen und beraten sowie
ihnen Ansprechpartner im Kunden-
betrieb nennen. Außerdem helfen
sie Betriebsräten dabei, Zeitarbeit-
nehmer (besser) anzusprechen
und betriebliche Betreuungsstruk-
turen aufzubauen. 

Die Zeiten, in denen Zeitarbeitneh-
mer nur für Ausnahmesituationen
angeheuert wurden, sind vorbei. In
vielen Firmen sind sie permanent
im Einsatz, viele auf Dauerarbeits-
plätzen. Darunter leiden nicht nur
die Zeitarbeiter selbst, deren Löh-
ne und Arbeitsbedingungen sie zu
Beschäftigten 2. Klasse machen.

Betriebsräte sind wichtige Ansprechpartner 

Gegen Rechtsextremismus

3www.igmetall-zoom.de: Die IG Metall
hat als einzige Gewerkschaft in Europa
eine Homepage für Zeitarbeitnehmer
eingerichtet. Dort sind unter anderem
zu finden: Materialien, Tarifverträge
und ein Forum. Zoom vor Ort informiert
über Verwaltungsstellen, in denen 

Arbeitskreise und Projekte bestehen.
3extranet.igmetall.de: Auf der Seite für
Funktionäre der IG Metall (3Themen
3Arbeit 3Projekt »Gute Arbeit«) gibt es
die Broschüre »Prekäre Arbeit. Neue
Herausforderungen für die Interessen-
vertretung«.

Informationen rund um die Zeitarbeit

Tarifrunde 2007:
Am 23. Januar war

die 1. Verhandlung
zwischen der Interes-

sengemeinschaft
Zeitarbeit (IGZ) und

der DGB-Tarifgemein-
schaft über Entgelter-

höhungen. 
Gefordert werden 

eine tabellenwirksa-
me Vorab anhebung
um 60 Euro und für

Januar bis Dezember
5 Prozent mehr Geld.
Die Gespräche sollen

am 6. und 27. März
weitergehen.

direkt_Seite_4_fin.qxp:Seite 4.qxd  30.01.2007  15:33 Uhr  Seite 4



direkt 2/2007

G e s u n d h e i t s r e f o r m

Mit der geplanten Gesundheitsre-
form sollen auch die Möglichkei-
ten der Selbstverwaltungen einge-
schränkt werden. Die Folgen für
die Versicherten wären gravierend.
Der Referentenentwurf des so ge-
nannten »GKV-Wettbewerbsstär-
kungsgesetz« (GKV-WSG) sieht
auch Einschnitte in die Strukturen
des Gesundheitswesens vor. So
ist geplant, die  acht Spitzenver-
bände der gesetzlichen Kranken-
kassen (AOK-Bundesverband,
BKK-Bundesverband, IKK-Bundes-

verband, See-Krankenkasse,
Knappschaft, Bundesverband der
landwirtschaftlichen Krankenkas-
sen, Verband der Angestellten-
Krankenkassen, Arbeiter-Ersatz-
kassenverband) weitgehend ihrer
Funktionen zu berauben. Sie sol-
len durch einen Bundesdachver-
band ersetzt werden, der unter 
direkter Aufsicht des Bundesmi -
nis teriums für Gesundheit steht.

»Kalte Entmachtung«
Auf diese Weise werden auch die
Selbstverwaltungen der jeweiligen
Kassen gekappt: Sie verlieren das
Recht, die Beiträge festzu-
legen, können keine Qualitäts-
standards mehr definieren und
keine Verträge mit Leistungsan-
bietern aushandeln. Kein Wunder,
dass Arbeitnehmer- und Arbeit -
gebervertreter in den Kranken -
kassen-Spitzenverbänden die  Re -
form als »kalte Entmachtung« der
Selbstverwaltung empfinden. 
»Eine vergleichbare gesetzlich
festgeschriebene Machtkonzen-
tration mit Einfluss auf ein Um-
satzvolumen von rund 150 Milliar-
den Euro gibt es aus guten Grün-
den in keinem anderen Wirt-
schaftssektor«, hat die Arbeitge-

3Mehr Infos zur
Selbstverwaltung gibt
es im  extranet.igme
tall.de
3Themen 
3Soziales
3Sozialversicherung

meinschaft der Spitzenverbände
analysiert. Angeblich soll die neue
Struktur den Wettbewerb fördern.
Tatsächlich geht es Schwarz-Rot
wohl eher darum,  die Macht in
Berlin zu konzentrierten. Auch,
weil die Selbstverwaltungen in der
Vergangenheit nicht immer und
nicht überall nach der Pfeife der
Regierenden getanzt haben.

So scheiterten die von Regie-
rungsseite vorgesehenen Ein-
sparungen bei Medikamenten am
Widerstand der Selbstverwalter –
weil sie die Anzahl »schwer chro-
nisch Kranker« höher einstufte als
erwartet; statt 2 Prozent brauchen
diese Patienten höchstens ein Pro-
zent ihrer Bruttoeinnahmen für
Medikamente auszugeben.

Interessen werden geschwächt
»Nicht alles, was politisch für gut
befunden wird, ist auch gut für die
Versicherten«, haben die Spitzen-
verbände das Reformvorhaben
folglich kritisiert, »eine Organisati-
onsreform, die starke und selbst-
ständige Verbände abschaffen und
durch einen zentralen Dachver-
band ersetzen möchte, schwächt
letztlich auch die Interessen der 
70 Millionen Versicherten.«

Große Koaliton will weniger Selbstverwaltung

3Der Funktionsbe-
reich Sozialpolitik der
IG Metall veröffent-
licht in unregelmäßi-
gen Abständen einen
Selbstverwaltungs-
Newsletter. Bestellun-
gen an Agnes Stoffels
(agnes.stoffels@
igmetall.de). 

Ludwig Huber, Sekretär in der 
IG Metall Bezirksleitung München
und Verwaltungsratsvorsitzender
der Gmünder Ersatzkasse, über die
Selbstverwaltung:

direkt: Schwarz-Rot will die Selbst-
verwaltung (SV) der Kassen be-
schneiden. Ist die SV veraltet?
Huber: Die Selbstveraltung stellt
gerade heute ein wichtiges Bin-
deglied zwischen Versicherten und
Krankenkassen dar. Sie ist basis-
nah und kann eigenständige Ent-
scheidungen treffen, ein Beispiel
aktiver Bürgerbeteiligung.
direkt: Die Bundesregierung will
künftig  selber über die Budgets
der Kassen entscheiden ...
Huber: ... das ist so, als würde ei-
nem Betrieb die Entscheidungsbe-

fugnis über seine Finanzen entzo-
gen. Am Beispiel der Rentenversi-
cherung kann man nachvollziehen,
wohin das führt.
direkt: Wieso?
Huber: Die Höhe der Rentenbeiträ-
ge wird vom Staat festgelegt. Die
sind zwar stabil geblieben, aber es
hat 3 Jahre hintereinander keine
Rentenerhöhungen gegeben, real
sind die Renten also gesunken. Die
zusätzliche Riesterrente zur Auf-
stockung der Rente wird aus-
schließlich von den Arbeitnehmern
finanziert. Diesen Weg will die Bun-
desregierung offenbar auch in der
Krankenversicherung gehen. Sie
will eine staatlich regulierte Kran-
kenversicherung, da steht die
Selbstverwaltung nur im Weg.
direkt: So funktioniert die Kran-

kenversicherung auch in England...
Huber: Ja, dort werden Versicherte
ab einem bestimmten Alter von
den Kassen nicht mehr voll ver-
sorgt. Engländer, die es sich 
leisten können, gehen daher zur 
medizinischen Versorgung ins Aus-
land.
direkt: Wie würde sich weniger
Selbstverwaltung für die Versicher-
ten auswirken?
Huber: Auf alle Fälle wird es
schwieriger werden, neue Leis -
tungsbereiche zu definieren, etwa
alternative oder vorbeugende
 Heilmethoden. Den Kassen vor Ort
wird künftig nur die Möglichkeit
bleiben, den Versicherten über 
so genannte Zusatzbeiträge mehr
Geld abzunehmen oder die Leis -
tungen einzuschränken.

»Als würde einem Betrieb die Finanzhoheit entzogen»

I n t e r v i e w

»Erklärung« der IG Metall-
Selbstverwalterinnen und
Selbstverwalter in der Ge-
setzlichen Krankenversi-
cherung zur Gesundheits-
reform (Auszug):
3»Wir sind der Überzeugung,
dass das solidarische System
der gesetzlichen Krankenver-
sicherung gestärkt und zu-
kunftsfest gemacht werden
muss ... Unser Ziel ist eine so-
lidarische Bürgerversiche-
rung, in der die notwendigen
Leistungen (...) unter paritäti-
scher Beteiligung der Arbeit-
geber finanziert wird.«

5
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Investivlohn ist Arbeitnehmerent-
gelt, das nicht als »Barlohn« aus-
gezahlt wird, sondern als Kapital-
beteiligung entweder im eigenen
Betrieb angelegt wird, zum Bei-

spiel über Belegschaftsaktien,
oder in einem überbetrieblichen
Vermögensfonds. Ein Investivlohn
ist also keine Gewinnbeteiligung,
bei der ein Teil des ausgezahlten
Entgelts an die Entwicklung der
Unternehmenserträge gekoppelt
ist (Prämien, Einmalzahlungen).

Bei den Investivlohnmodellen
wird in der Regel davon ausgegan-
gen, dass der Beschäftigte seinen
Anteil erst mit dem Ausscheiden
aus dem Unternehmen oder der
Rente zurückerhält. So wird er in
der SPD zurzeit als eine Möglich-
keit diskutiert, die Altersversor-
gung zu verbessern.

Befürworter sehen folgende Vor-
teile für die Unternehmen: Motiva-
tion, Produktivität und Identifikati-
on der Beschäftigten mit ihrem Be-
trieb werden gestärkt – und ihre
»Bereitschaft für eine längerfristi-

ge Lohnzurückhaltung«. Skeptiker
halten sie für Arbeitnehmer wirt-
schaftlich für wenig interessant: 
3Sie verzichten auf Lohn gegen
ein vages Versprechen auf künfti-
ge Kapitaleinkommen.
3Sie müssen zwangsweise in ein
bestimmtes Unternehmen oder ei-
nen bestimmten Fonds investie-
ren, auch wenn es auf dem Kapi-
talmarkt bessere Anlagen gibt. 
3Eine Kapitalbeteiligung macht
nur Sinn, wenn sie jederzeit ver-
kauft werden kann. Das ist aber
nur bei börsennotierten Aktienge-
sellschaften der Fall.
3Statt Verlustrisiken zu streuen,
verdoppelt der Arbeitnehmer sie,
wenn er in den Betrieb, in dem er
arbeitet, auch noch einen Teil sei-
nes Einkommens investiert. Bei 
einer Insolvenz verlöre er alles. 
3Bei einigen Rechtsformen kann
der Arbeitnehmer nicht nur sein
Vermögen verlieren, sondern
muss auch für Verluste des Unter-
nehmens haften.
3Die Beschäftigten tragen das 
unternehmerische Risiko mit, 
haben aber keinen Einfluss auf die
Unternehmensentscheidungen.
3Einkommensschwachen fehlt
Geld für notwendige Ausgaben. 

»Teilhabe am Wohl-
stand« durch »Beteili-
gung an der Wertstei-
gerung des Kapitals«
– so begründet Bun-
deskanzlerin Angela

Merkel ihr Engage-
ment für einen Inves-

tivlohn. Die CDU
preist ihn als Modell,

um die wachsende
Kluft zwischen Gewin-

nen und Arbeitneh-
merentgelten zu ver-

ringern. Skeptiker 
sehen darin eher den

Versuch, Firmen zu
billigerem Eigenkapi-

tal zu verhelfen und
Lohnerhöhungen zu

begrenzen. 

Was ist eigentlich ...

... Investivlohn

Vorrang hat für die Gewerkschaf-
ten hat darum die Beteilung an 
Unternehmensergebnissen über
Lohnerhöhungen im Rahmen von
Tarifverhandlungen. Dabei können
Beschäftigte, die Geld zum Anle-
gen übrig haben, selber entschei-
den, ob und wo sie es anlegen wol-
len. 

Die IG Metall hält auch Gewinn-
beteiligungen für eine begrüßens-
werte Form der Mitarbeitermotiva-
tion. Vorausgesetzt, sie werden
zusätzlich zum Tarifentgelt gezahlt
(»on top«) und nicht an Stelle des
Tarifentgelts oder einer Tariferhö-
hung.

Eine Kapitalbeteiligung als »Ver-
mögensbildung in Arbeitnehmer-
hand« hält die IG Metall dagegen
nicht für sinnvoll. Das gilt beson-
ders dann, wenn der Investivlohn
nicht freiwillig und zusätzlich zum
Tariflohn gewährt wird und nicht
gegen Insolvenz geschützt ist. 
Wegen der Risiken eignet er sich
auch nicht zur Altersvorsorge.

Die IG Metall sieht in Investivlöh-
nen vor allem keinen Weg, um 
Verteilungsgerechtigkeit zu errei-
chen. Sie sind kein Ersatz für ge-
rechte Löhne und eine gerechte
Steuer- und Sozialpolitik. 

direkt 2/20076

S t u d i e

Gute Lehre, guter Job

A u s b i l d u n g M e t a l l r e n t e

Gegen »Lehre light« Hohes Wachstum
Hin und her geht es in der Debatte
über eine Modernisierung der Aus-
bildung. Der Deutsche Industrie-
und Handelskammertag (DIHK)
und der Zentralverband des Deut-
schen Handwerks (ZDH) wollen an
einer 3-jährigen Ausbildungszeit
festhalten, möchten aber eine 
gemeinsame Grundausbildung für
ähnliche Berufe einführen. Die 
Arbeitgeberverbände dagegen
wollen den Betrieben selbst erlau-
ben, bereits nach 2 Jahren eine 
Abschlussprüfung vorzunehmen. 

Die IG Metall wehrt sich ebenso
wie andere Gewerkschaften nach
wie vor gegen alle Pläne für eine
»Ausbildung light«. Ihre Absolven-
ten müssten damit rechnen, dau-
erhaft in niedrigeren Tarifgruppen
zu bleiben als junge Berufstätige,
die eine 3-jährige Ausbildungszeit
hinter sich haben. 

Die Metallrente boomt. Erneut ver-
bucht das Versorgungswerk der
Metall- und Elektroindustrie hohe
Zuwachsraten. Die Metallrente
konnte im vergangenen Jahr 39674
neue Verträge in der zusätzlichen
Altersvorsorge bilanzieren und hat
ihr Vorjahresergebnis damit fast
verdoppelt. 

»Wir haben 2006 unsere führen-
de Stellung unter den Versor-
gungswerken Deutschlands mit
nun bald 200 000 Bestandsverträ-
gen nachdrücklich untermauert«,
freut sich Metallrente-Geschäfts-
führer Heribert Karch über das 
Ergebnis. Dem Versorgungswerk
haben sich bereits fast 11 000 Un-
ternehmen angeschlossen. »Damit
haben wir die Grenzen der tarifver-
traglichen Landschaft weit über-
schritten«, kommentiert Karch die
Position des Versorgungswerks.

In der Hitliste der 
Berufe hat sich im

letzten Vierteljahr-
hundert wenig geän-
dert. Kfz-Instandset-
zer, Elektromonteur,
Maschinenschlosser

und Bürokraft sind
die Lieblinge der

Männer. Die Frauen
entscheiden sich für
eine Lehre als Büro-

fachkraft, Sprech-
stundenhelferin oder

Verkäuferin. Friseurin
wollen nur noch 

5 Prozent werden
(früher 10 Prozent).  

Die Studie 
im Internet:
www.iab.de  

Etwa ein Fünftel der jungen Men-
schen, die eine Ausbildung been-
det haben, arbeiten später in 
einem anderen Beruf. Das analy-
sierte das Bundesinstitut für 
Arbeitsmarkt- und Berufsfor-
schung (IAB) in einer 25 Jahre um-
fassenden Langzeitstudie. Unter
den Berufswechslern sind 26 Pro-
zent Männer, aber nur 16 Prozent
junge Frauen. Grund für den Um-
stieg ist in den meisten Fällen,
dass die Ausgelernten nicht über-
nommen wurden und arbeitslos
werden. Das ist besonders häufig
in Ausbildungsberufen zu beob-
achten, die nur 2 Lehrjahre umfas-
sen. Das Risiko, »unterwertig« zu
arbeiten und auch weniger zu ver-
dienen, wächst, je weiter der aktu-
ell ausgeübte Beruf von dem ur-
sprünglich erlernten entfernt ist,
stellten die Experten fest.
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P f l e g e v e r s i c h e r u n g

Rentner können
Beiträge alleine zahlen

Es ist nicht verfassungswidrig,
dass Rentnerinnen und  Rentner
den Beitrag zur Pflegeversiche-
rung  jetzt allein tragen müssen.
Bis Ende März 2004  hatten sie die
Hälfte von der Rentenversicherung
als Zuschuss erhalten. 

Zwar sind die Ansprüche der
Rentner als Eigentum geschützt.
Aber die Entscheidung der Renten-
versicherung, die Hälfte der 
Pflegebeiträge nicht mehr zu über-
nehmen, ist keine verfassungs-
widrige Enteignung, sondern eine
zulässige Beschränkung des 
Eigentums. Die Neuregelung ver-
stößt auch nicht gegen den Gleich-
heitsgrundsatz. Rentner dürfen
bei der Frage, wer die Pflegebeiträ-
ge zahlen muss, anders als Arbeit-
nehmer behandelt werden. 
BSG vom 29. November 2006 – B 12 P
2/06 R

A r b e i t s l o s e n g e l d

Keine Sperrzeit wegen
Aufhebungsvertrags
Hatte ein Arbeitnehmer einen
wichtigen Grund, einen Aufhe-
bungsvertrag zu unterschreiben,
darf die Agentur für Arbeit keine
Sperrzeit beim Arbeitslosengeld
verhängen. Im konkreten Fall hatte
eine Firma im Zuge einer Neu-
strukturierung Personal abgebaut.
Davon war auch ein Lagerarbeiter
betroffen. Er willigte in einen Auf-
hebungsvertrag ein und erhielt als
Ausgleich 10 000 Euro.  

Daraufhin sperrte die Arbeits -
agentur 12 Wochen lang das 
Arbeitslosengeld. Doch dazu hatte
sie kein Recht. Denn dem Arbeiter
hätte andernfalls eine sozial 
gerechtfertigte betriebsbedingte
Kündigung gedroht, gegen die er
sich nicht arbeitsrechtlich hätte
wehren können. Darum hatte er
das legitime Interesse, sich mittels
Aufhebungsvertrag zumindest 
eine Abfindung zu sichern. Das  In-
teresse der Arbeitsagentur, die Ar-
beitgeberkündigung abzuwarten,
war nicht gleichwertig anzusehen.   
BSG vom 12. Juli 2006 – B 11a AL 47/05 R

B e t r i e b l i c h e  Ü b u n g

Unterschiedliche
Anforderungen

Unter einer betrieblichen Übung
wird die regelmäßige Wiederho-
lung bestimmter Leistungen des
Arbeitgebers verstanden, aus 
denen die Arbeitnehmer schließen
können, dass sie sie auf Dauer 
erhalten. Daraus entstehen indivi-
duelle Ansprüche, die nur durch
eine neue Vereinbarung mit allen
Arbeitnehmern, durch Änderungs-
kündigungen oder durch eine 
Betriebsvereinbarung abgeschafft
werden. Es ist auch möglich, 
Ansprüche aus einer Betriebs -
übung durch eine neue zu beseiti-
gen. In diesem Fall müssen die 
Arbeitnehmer die Änderung über
einen längeren Zeitraum wieder-
holt widerspruchslos hingenom-
men haben. Bei einer Leis tung, die
einmal im Jahr gewährt wird, ent-
steht eine betriebliche Übung in
der Regel dann, wenn sie 3 Mal 
erbracht wurde (ohne den Vorbe-
halt der Freiwilligkeit). Und sie 
erlischt, wenn sie 3 Mal hinterein-
ander nicht erbracht wurde.  Bei
monatlichen Leistungen sind
höhere Anforderungen daran zu
stellen, wie lange und wie oft  sie
gewährt wurden. Hierzu hat das
Bundesarbeitsgericht aber noch
keine Faustformel entwickelt.
BAG vom 28. Juni 2006 – 10 AZR 385/05

K ü n d i g u n g

Altersstruktur gegen 
reine Sozialauswahl
Eine ausgewogene Altersstruktur
erhalten zu wollen, kann bei 
betriebsbedingten Kündigungen
einer Auswahl nach sozialen 
Gesichtspunkten entgegenstehen.
Ein berechtigtes betriebliches 
Bedürfnis am Erhalt einer ausge-
wogenen Altersstruktur kann 
besonders dann bestehen, wenn
bei Massenentlassungen die 
Gefahr besteht, dass es durch eine
Auswahl allein nach sozialen 
Gesichtspunkten zu erheblichen
Verschiebungen in der Altersstruk-
tur kommt, die im betrieblichen 
Interesse nicht hinnehmbar sind.
BAG vom 6. Juli 2006 – 2 AZR 442/05

direkt 2/2007

A r b e i t  u n d  R e c h t
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T e r m i n e

1. März
Die IG Metall lädt zu 
einem Seminar »Eltern-
geld« in die Vorstands-
verwaltung Frankfurt
ein. Es wendet sich an
Personalverantwortliche
und Betriebsräte, die mit
dem neuen Gesetz um-
gehen. Die Veranstal-
tung fällt unter § 37.6 
BetrVG. Teilnahmege-
bühren werden nicht 
erhoben. Anmeldung
möglich per E-Mail an:
renate.hau@igmetall.de

»Ich will mich nicht in die Tarifverhandlungen einmischen, aber wo
die Wirtschaft spürbar wächst, sollte es auch spürbare Lohner-
höhungen geben«
Edmund Stoiber, CSU, bayerischer Ministerpräsident

»Junge Menschen müssen die Gelegenheit haben, nicht nur erfolg-
reich, sondern auch reich zu werden«
Hasso Plattner, SAP-Mitbegründer und -Aufsichtsratschef

3Integration von Migrantinnen und
Migranten: Es gibt eine neue Studie
aus dem Archiv »Betrieblicher Ver-
einbarungen« der Hans-Böckler-
Stiftung. Sie hat die Praxis von 8
Unternehmen und Verwaltungen
unter die Lupe genommen, die
Vereinbarungen gegen Diskrimi-
nierung haben.
R. Kecskes (mit M. Dälken und L.

Monz): »Integration und partner-
schaftliches Verhalten«. Bund-Ver-
lag, 9,90 Euro. Online-Shop:
www.boeckler.de 
3betriebsvereinbarungen

3Zeugnissprache: Der DGB-
Rechtsschutz hat einen Info-Flyer
zum Thema »Arbeitszeugnis« her-
ausgegeben. Der Flyer erklärt die
gängigen Formulierungen und Fra-
gen rund um das Arbeitszeugnis.
Download unter: www.dgbrechts
schutz.de
3Service 
3Informationsmaterial

B ü c h e r
3Ein »ABC zum Neoliberalismus«?
Warum nicht des? Die ungewöhnli-
che Grammatik hat ihren Sinn: Die
Autoren legen kein neutrales Lexi-
kon der neumodischen Begriffe
vor, sondern suchen die kritische
Auseinandersetzung mit den 
Inhalten. Untersucht wird, wie 
Armut und Reichtum, Flexibilität,
Demografie, Innovation und ande-
re Stichwörter besetzt werden. Die
Analysen stammen von verschie-
denen Experten, die eines eint: Sie
wollen verhindern, dass die Bürger
sich vom »Schönsprech« der Neo -
liberalen »einlullen« lassen. Auf-
klärung über deren Absichten und
Hintergründe – hier ist sie.
Hans-Jürgen Urban (Herausgeber):
„ABC zum Neoliberalismus“. Schrif-
tenreihe der Otto-Brenner-Stiftung im
VSA-Verlag. 14,80 Euro. 

3Um die Ausbildung von Ingeni-
euren und die Akkreditierung neu-
er Studiengänge geht es bei einem
Netzwerktreffen von Gutachtern,
Experten, Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftlern am 
22. und 23. Februar 2007. 
Anmelden unter: abf@abfev.de 
Weitere Informationen gibt es bei
bernd.kassebaum@igmetall.de

M a t e r i a l

3Bonus für IG Metall-Mitglieder:
Wer Mitglied in der IG Metall ist,
kann sich freuen: Zu den beiden
großen Messen in Hannover, der
Computermesse Cebit und der
Hannover Messe, haben Mitglie-
der freien Eintritt. Und sparen 
damit eine Menge Geld. Im Vorver-
kauf kostet das Cebit-Ticket 33 Eu-
ro, der Eintritt für die Hannover
Messe 21 Euro. Computer-Fans
treffen sich vom 15. bis 21. März
auf der Cebit. Die Hannover Messe
öffnet für alle Technik-Interessier-
ten ihre Tore vom 16. bis 20. April.
Auf den beiden Messen ist die 
IG Metall mit einem Info-Stand ver-
treten. Dort gibt es Informationen
über Angebote der IG Metall und
ein Programm mit Vorträgen und
Fachgesprächen. 

Die Karten für beide Messen
können ab Mitte Februar in allen
Verwaltungsstellen der IG Metall
bestellt werden. 

M e s s e n

Z i t a t e

Werner Schreiber, langjähriger
Hauptkassierer der IG Metall,
starb am 15. Dezember kurz
vor der Vollendung seines 57.
Lebensjahres. Der gelernte 
Industriekaufmann Schreiber
stammte aus Witten und kam
1975 als Gewerkschaftsse-
kretär in die Verwaltungsstelle
Gelsenkirchen. 1985 wurde er
zum Ersten Bevollmächtigten
gewählt. Drei Jahre später ging
er als geschäftsführendes Vor-
standsmitglied der IG Metall
nach Frankfurt und hatte bis
1996 das Amt des Hauptkas-
sierers inne. Von 1996 bis zu
seinem Tod war Werner Schrei-
ber Verwaltungsleiter der Kriti-
schen Akademie in Inzell. 

3 P e r s o n a l i e n
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I n g e n i e u r e

S t u d i u m
Ihren 72. Studiengang
für Funktionärinnen und
Funktionäre der IG Me-
tall bietet die Akademie
der Arbeit an. Das »Stu-
dium ohne Abitur« läuft
vom Oktober 2007 bis
August 2008. Bewer-
bungsschluss ist der 
28. Februar 2007. Infos
im Internet: http://extra
net.igmetall.de Aus-
kunft beim IG Metall-
Vorstand: Ulrike Ober-
mayr 069/6693-2193. 
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